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Kollektiv von Bürgern, d. h. ein vielfältig in sich differen­
zierter, nicht ausdrücklich als Rechtssubjekt juristisch defi­
nierter sozialer Organismus auftritt.9 Daraus leiten sich 
Schlußfolgerungen für die zivilrechtliche Vertragsklassifizie­
rung ab.

Von der Zivilrechtswissenschaft werden im System der 
zivilrechtlichen Verträge vier Vertragsklassen unterschie­
den10, und zwar die Austausch- oder Leistungsverträge, die 
Betreuungsverträge, die Organisationsverträge und die Bür- 
ger-Bürger-Verträge. In diesem System wird der Mietermit­
wirkungsvertrag neben dem Vertrag über die Bildung und 
Tätigkeit von Gemeinschaften der Bürger nach §§ 266 ff. ZGB 
der Vertragsklasse der zivilrechtlichen Organisationsverträge 
zugeordnet.11

Eine derartige Eingruppierung ist.u. E. nicht zu akzeptie­
ren, weil dem Mietermitwirkungsvertrag das Charakteristi­
kum zivilrechtlicher Organisationsverträge fehlt: die Orien­
tierung auf die Bildung fester Organisationsformen von ßür- 
gern mit exakt festgelegter Zusammensetzung, Arbeitsweise, 
Finanzierung und Auflösung. Demgegenüber besteht das An­
liegen des Mietermitwirkungsvertrags darin, gesellschaftlich 
aktive Hausbewohnerkollektive ohne fest vorgegebene Struk­
tur bei uneingeschränkter Wahrung der Freiwilligkeit einer 
Beteiligung an der Arbeit dieser Gemeinschaften zu formie­
ren, um mit ihrer Hilfe die Erbringung gesellschaftlich nütz­
licher Leistungen durch die Bürger zu effektivieren und die 
Heranziehung möglichst vieler Bürger an derartige Aktivitä­
ten zu fördern.

Schon wegen dieser Merkmale des Mietermitwirkungsver­
trags verbietet sich seine unmittelbare Gleichstellung mit ty­
pisch zivilrechtlichen Verträgen durch seine Eingruppierung 
in eine der vier Vertragsklassen. Nach unserer Auffassung 
ist vielmehr die besondere Hervorhebung des Mietermitwir­
kungsvertrags in dem genannten System der zivilrechtli­
chen Verträge durch dessen Erweiterung um eine fünfte Ver­
tragsklasse der Mitwirkungsverträge erforderlich; dieser Ver­
tragsklasse sind auch die individuellen Mitwirkungsverein­
barungen zwischen Mietern und Vermietern12 zuzuordnen.

Zur Dialektik von Recht und Moral 
am Beispiel Mietermitwirkung

Die juristische Ausgestaltung der vertraglichen Mietermit­
wirkung im ZGB und die sich daraus ableitenden rechtstheo­
retischen Konsequenzen machen deutlich, daß sich in der so­
zialistischen Gesellschaft ein Entwicklungsprozeß des Rechts 
vollzieht, der durch Wandlungen im Hinblick auf Gegen­
stand und Methode der rechtlichen Regelung gekennzeichnet 
ist. Die ZGB-Bestimmungen über die Mietergemeinschaften 
widerspiegeln die Notwendigkeit, die kollektiven Mitwir­
kungsbeziehungen der Mieter in bestimmtem Umfang recht­
lich zu regeln und entsprechend der Spezifik des Regelungs­
gegenstands die traditionellen Formen und Methoden der 
zivilrechtlichen Regelung zu modifizieren.

Die Modifikation besteht in diesem Fall darin, daß auf 
der Grundlage der ZGB-Regelungen über die Mietergemein­
schaften dm Mietermitwirkungsvertrag für die Bürger neben 
Rechtspflichten auch Verpflichtungen moralischer Natur fest­
gelegt werden, ohne daß diese damit Rechtscharakter erhal­
ten. Eine derartige Einordnung politisch-moralischer Pflich­
ten in das sozialistische Recht ist geboten, weil an ihre Er­
füllung juristische Pflichten anknüpfen müssen.

Mit dieser Betrachtungsweise wird keineswegs das Recht 
seiner wesensbestimmenden Merkmale beraubt. Nach wie vor 
ist davon auszugehen, daß juristischen Verhaltensregeln ein 
staatlicher Anspruch auf Befolgung innewohnt und daß ihre 
Erfüllung ggf. mit staatlich-rechtlichen Zwangsmitteln ge­
währleistet wird. Dadurch wird jedoch nicht ausgeschlossen, 
Normativakte bzw. die ihrer Verwirklichung dienenden ju­
ristischen Instrumente insofern heterogen zu gestalten, daß 
neben juristischen Verhaltensregeln auch politisch-moralische 
Gebote fixiert bzw. Rechtsformen genutzt werden, die die 
Realisierung moralischer Gebote fördern.

Mit der hier behandelten Thematik sollte zugleich ein 
rechtswissenschaftliches forschungsstrategisches Anliegen 
sichtbar gemacht werden: die Erforschung der Frage, wie sich 
Recht und Moral in der sozialistischen Gesellschaft gegen-

Bei anderen gelesen

Demonstrationsrecht in der BRD nur gegen Kaution
Wie es um die Wahrnehmung der durch Art. 8 des Grund­
gesetzes der BRD garantierten Versammlungsfreiheit der 
Bürger in Wirklichkeit bestellt ist, erhellt die folgende 
Notiz, die wir der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
(Frankfurt am Main) vom 8. Oktober 1984 entnahmen:

Zwischen der Stadt Bonn der. «Friedensbewegung* ftt 
ein Konflikt um die für den 20, Oktober in der Bundeshaupt­
stadt geplante Demonstration unter dem Motto „Menschen- 
und Aktionskette für Fried'en und Arbeit“ entbrannt. Wie der 
Koordinierungsausschuß der „Friedensbewegung“ am Sonn­
tag (7. Oktober) mitteilte, verlangen die Stadt und die Uni­
versität Bonn bis Montagmittag 60 000 Mark Kaution für et­
waige Schäden bei der im Bonner Hofgarten geplanten Ab­
schlußkundgebung. Der Koordinierungsausschuß teilte mit, 
seine Geschäftsführung sei weder bereit noch in der Lage, 
60 000 Mark zu stellen. Mit einem solchen Vorgehen werde das 
Demonstrationsrecht zu einem „käuflichen Grundrecht" herab­
gewürdigt, das sich „nur noch Großbanken leisten können".

Rauschgiftmißbrauch und Kriminalität in den USA
„Der illegale Handel mit Rauschgift ist das Kriminalitätspro­
blem Nr. 1 in den Vereinigten Staaten", schätzt der Direktor 
des Bundeskriminalamtes der USA (FBI), William Webster, ein.

Nach Angaben der Bundesdrogenverwaltung (DEA) - ver­
öffentlicht in der konservativen Zeitschrift „Human Events“ 
(Washington D. C.) vom 30. Juni 1984 — gibt es in den USA 
gegenwärtig rund 15 Millionen Kokainsüchtige und rund 
492 000 bekannte Heroinsüchtige. Es wird geschätzt, daß etwa 
40 bis 60 Prozent aller Straftaten mit Rauschgiftmißbrauch Zu­

sammenhängen. Dazu gehört die Beschaffungskriminalität (d. h. 
illegaler Rauschgifthandel, Einbrüche, Diebstähle, Betrugshand­
lungen) und die Nachfolgekriminalität (insbesondere Gewalt­
delikte). Einer 1983 veröffentlichten Studie der Polizeiverwal­
tung von New York City ist zu entnehmen, daß von den 1 981 
in dieser Stadt verübten Morden 1 882 im Zusammenhang mit 
Rauschgiftmißbrauch standen.

Besonders erschreckend ist die Tatsache, daß sich in den 
USA die Rauschgiftsucht immer mehr unter Kindern und Ju­
gendlichen ausbreitet. Eine Studie der George-Washington- 
Universität stellte bereits 1971 fest, daß 6 Prozent der 12- bis 
17jährigen US-Amerikaner schon Marihuana geraucht haben. 
Im Jahre 1982 war diese Zahl, wie einer weiteren Studie zu 
entnehmen ist, bereits auf 11,5 Prozent angewachsen. Nach 
jüngsten Schätzungen haben 64 Prozent der jungen Leute zu­
mindest gelegentlich Rauschgift genommen. 33 Prozent der jun­
gen US-Amerikaner von 12 Jahren an nehmen Marihuana, Ko­
kain, Heroin oder andere Rauschgifte.

Daran, daß die Behörden der USA der Rauschgiftsucht iUk! 
ihren verheerenden Folgen nicht effektiv begegnen, wird kein 
Zweifel gelassen. Beklagt werden die „unkoordinierten Anstren­
gungen“ dieser Behörden im Kampf gegen die Rauschgiftge­
fahr. Zu der Frage jedoch, welche gesellschaftlichen Ursachen 
dieser Erscheinung zugrunde liegen und welche wirksamen 
Maßnahmen zu deren Überwindung ergriffen werden müßten, 
schweigt „Human Events“. R. L

seitig ergänzen und bereichern. Der weitere Erkenntnisge­
winn in dieser Richtung verlangt ein umfassendes interdiszi­
plinäres Herangehen an die Lösung der Probleme, insbeson­
dere die Zusammenarbeit zwischen Rechtstheorie und Rechts­
zweigwissenschaften.

9 Zur Problematik der Rechtssubjektivität von metergemeinschat­
ten vgl. im einzelnen I. Martin, Die gesellschaftliche und rechtliche 
Stellung der Mietergemeinschaften und juristische Formen ihrer 
Tätigkeit, Diss. A, Leipzig 1983, S. 126 ff.

10 So von H. Richter, Generelle Vertragsbedingungen als zivilrecht­
liche Gestaltungs- und Leitungsmittel, ihr Wesen, ihr Anwen­
dungsbereich und ihre Ausgestaltung, Diss. B, Halle-Wittenberg 
1978, S. 104 ff.

11 Vgl. H. Richter, a. a. O., S. 112.
12 Dazu gehören die Vereinbarungen, die einzelne Mieter mit ihrem 

Gebäudewirtschaftsbetrieb abschließen, um bestimmte Vermieter­
aufgaben in ihren Grundstücken (z. B. Mietenkassierung) oder dar­
über hinausgehende Arbeiten zur Verbesserung der eigenen un­
mittelbaren Wohnbedingungen (z. B. die Durchführung von In­
standhaltungsarbeiten in ihren eigenen Wohnungen bzw. in den 
Gemeinschaftseinrichtungen ihrer Häuser) zu übernehmen.


